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Verordnung
des Bundesministeriums
der Justiz
und
des Bundesministeriums
für Arbeit und Soziales

Verordnung zur Verwendung eines Formulars für die Erklärung
über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei
Prozess- und Verfahrenskostenhilfe (Prozesskostenhilfeformular-
verordnung - PKHFV)

A. Problem und Ziel

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und
Beratungshilferechts vom 31. August 2013 (BGBl. I S. 3533) am 1. Januar 2014 ist die
Prozesskostenhilfevordruckverordnung vom 17. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3001), zuletzt
geändert durch Artikel 36 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022), an die
neuen Vorschriften anzupassen. Weiterhin sollen Erfahrungen und Anregungen aus der
gerichtlichen Praxis aufgegriffen sowie redaktionelle Änderungen vorgenommen werden.

B. Lösung

Da sich die bisherige Prozesskostenhilfevordruckverordnung als Grundlage für die
Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bewährt hat, ist
vorgesehen, deren Regelungsgerüst aufzugreifen und punktuell zu modifizieren. Im
Einklang mit § 117 Absatz 3 der Zivilprozessordnung (ZPO) wird der Begriff „Vordruck“
durch den Begriff „Formular“ ersetzt. Das Formular soll weiterhin nicht nur für das
Bewilligungsverfahren, sondern gemäß dem neuen § 120a Absatz 1 Satz 3 ZPO auch für
das Überprüfungsverfahren eingeführt werden. Zudem wird die Verordnung dahin
flexibilisiert, dass Bund und Länder jeweils für ihren Bereich Änderungen des Formulars
zulassen dürfen, die es, ohne den Inhalt zu verändern oder dessen Verständnis zu
erschweren, ermöglichen, das Formular in elektronischer Form auszufüllen und zu
übermitteln. Das in der Anlage bestimmte Formular und das Hinweisblatt sollen in der
Grundkonzeption ebenfalls beibehalten, jedoch neben inhaltlichen Anpassungen
verständlicher und übersichtlicher strukturiert werden. Hierbei werden Erfahrungen aus
der gerichtlichen Praxis aufgegriffen. Gemäß dem neuen § 120a Absatz 2 ZPO wird die
Belehrung darüber, dass eine wesentliche Verbesserung der wirtschaftlichen Verhältnisse
oder ein Wechsel der Anschrift unverzüglich mitzuteilen ist, ergänzt.
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C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für Bund und Länder fallen allenfalls geringfügige Mehrausgaben für die einmalige
Entsorgung alter Formularbestände sowie die erstmalige Herstellung des neuen
Formularbestandes an.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht ein äußerst geringer, nicht bezifferbarer
Erfüllungsaufwand im Hinblick auf die leichte Erweiterung der Fragen. Auf der anderen
Seite werden gerade hierdurch Nachfragen des Gerichts und notwendige Ergänzungen
durch die Antragsteller vermieden, was zu einer Reduzierung von Aufwand führt.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft entsteht ein äußerst geringer, nicht bezifferbarer Erfüllungsaufwand
wegen der einmalig erforderlichen Einarbeitung in das neue Formular sowie die leichte
Erweiterung der Fragen. Auf der anderen Seite werden gerade hierdurch Nachfragen des
Gerichts und notwendige Ergänzungen durch die Antragsteller vermieden, was zu einer
Reduzierung von Aufwand führt.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung entsteht ein äußerst geringer, nicht bezifferbarer Erfüllungsaufwand
wegen der einmalig erforderlichen Einarbeitung in das neue Formular sowie die leichte
Erweiterung der Fragen. Auf der anderen Seite werden gerade hierdurch Nachfragen des
Gerichts und notwendige Ergänzungen durch die Antragsteller vermieden, was zu einer
Reduzierung von Aufwand führt.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf die Wirtschaft, auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Der Chef des Bundeskanzleramtes Berlin, 27. November 2013

An den
Präsidenten des Bundesrates
Herrn Ministerpräsidenten
Stephan Weil

Sehr geehrter Herr Präsident,

hiermit übersende ich die vom Bundesministerium der Justiz und vom

Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu erlassende

Verordnung zur Verwendung eines Formulars für die Erklärung über die
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei Prozess- und
Verfahrenskostenhilfe (Prozesskostenhilfeformularverordnung – PKHFV)

mit Begründung und Vorblatt.

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 des

Grundgesetzes herbeizuführen.
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Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1

NKRG ist als Anlage beigefügt.

Mit freundlichen Grüßen

Ronald Pofalla



   

Verordnung zur Verwendung eines Formulars für die Erklärung 
über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei Pro-

zess- und Verfahrenskostenhilfe 

(Prozesskostenhilfeformularverordnung – PKHFV) 

Vom ... 

Es verordnen auf Grund 

– des § 117 Absatz 3 der Zivilprozessordnung, der zuletzt durch Artikel 1 Nummer 5 
des Gesetzes vom 31. August 2013 (BGBl. I S. 3533) geändert worden ist, das Bun-
desministerium der Justiz und 

– des § 11a Absatz 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes, der zuletzt durch Artikel 7 Num-
mer 2 des Gesetzes vom 31. August 2013 (BGBl. I S. 3533) geändert worden ist, das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales: 

§ 1 

Formular 

(1) Für die Erklärung der Partei über ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhält-
nisse nach § 117 Absatz 2 Satz 1 oder nach § 120a Absatz 1 Satz 3 der Zivilprozessord-
nung ist das in der Anlage bestimmte Formular zu verwenden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Erklärung einer Partei kraft Amtes, einer juristischen 
Person oder einer parteifähigen Vereinigung. 

§ 2 

Vereinfachte Erklärung 

(1) Ein minderjähriges unverheiratetes Kind, das in einer Abstammungssache nach 
§ 169 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder in einem Verfahren über den Unterhalt seine Rechte 
verfolgen oder verteidigen oder das einen Unterhaltsanspruch vollstrecken will, kann die 
Erklärung gemäß § 117 Absatz 2 Satz 1 oder § 120a Absatz 1 Satz 3 der Zivilprozessord-
nung ohne Benutzung des in der Anlage bestimmten Formulars abgeben, wenn es über 
Einkommen und Vermögen, das nach § 115 der Zivilprozessordnung einzusetzen ist, 
nicht verfügt. Die Erklärung des Kindes muss in diesem Fall enthalten: 

1. Angaben darüber, wie es seinen Lebensunterhalt bestreitet, welche Einnahmen es im 
Monat durchschnittlich hat und welcher Art diese sind; 

2. die Erklärung, dass es über Vermögen, das nach § 115 der Zivilprozessordnung ein-
zusetzen ist, nicht verfügt; dabei ist, soweit das Kind oder sein gesetzlicher Vertreter 
davon Kenntnis hat, anzugeben, 
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a) welche Einnahmen die Personen im Monat durchschnittlich brutto haben, die 
dem Kind auf Grund gesetzlicher Unterhaltspflicht Unterhalt gewähren; 

b) ob die Personen gemäß Buchstabe a über Vermögensgegenstände verfügen, 
deren Einsatz oder Verwertung zur Bestreitung eines dem Kind zu leistenden 
Prozesskostenvorschusses in Betracht kommt; die Gegenstände sind in der Er-
klärung unter Angabe ihres Verkehrswertes zu bezeichnen. 

Die vereinfachte Erklärung im Antragsvordruck für das vereinfachte Verfahren zur Abän-
derung von Unterhaltstiteln ist weiterhin möglich; sie genügt auch, wenn die Verfahren 
maschinell bearbeitet werden. Das Kind kann sich auf die Formerleichterungen nicht beru-
fen, wenn das Gericht die Benutzung des in der Anlage bestimmten Formulars anordnet. 

(2) Eine Partei, die nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch laufende Leistungen 
zum Lebensunterhalt bezieht, muss die Abschnitte E bis J des in der Anlage bestimmten 
Formulars nicht ausfüllen, wenn sie der Erklärung den zum Zeitpunkt der Antragstellung 
aktuellen Bewilligungsbescheid des Sozialamtes beifügt, es sei denn, das Gericht ordnet 
dies ausdrücklich an. 

§ 3 

Zulässige Abweichungen 

(1) Folgende Abweichungen von dem in der Anlage bestimmten Formular und dem 
Hinweisblatt zu dem Formular sind zulässig: 

1. Ergänzungen oder Änderungen, die auf einer Änderung von Rechtsvorschriften beru-
hen; 

2. Ergänzungen oder Änderungen des Hinweisblattes zu dem Formular, die mit Rück-
sicht auf Besonderheiten des Verfahrens in den einzelnen Gerichtszweigen oder Be-
hörden erforderlich sind. 

(2) Der Bund und die Länder dürfen jeweils für ihren Bereich Anpassungen und Än-
derungen von dem in der Anlage bestimmten Formular zulassen, die es, ohne den Inhalt 
zu verändern oder dessen Verständnis zu erschweren, ermöglichen, das Formular in 
elektronischer Form auszufüllen und dem Gericht als strukturierten Datensatz zu übermit-
teln. Diese Befugnis kann durch Verwaltungsabkommen auf eine zentrale Stelle übertra-
gen werden. 

(3) Wird das Hinweisblatt zu dem Formular nach Absatz 1 Nummer 2 in einer abwei-
chenden Fassung verwendet, so ist die Bezeichnung „Allgemeine Fassung“ unten auf der 
ersten Seite des Hinweisblattes und des Formulars durch eine Bezeichnung des Ge-
richtszweiges und des Bundeslandes oder durch eine Bezeichnung der Behörde zu erset-
zen, in dem oder der die abweichende Fassung des Hinweisblattes verwendet wird. 

§ 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Prozesskostenhilfevordruckverordnung vom 17. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3001), die zu-
letzt durch Artikel 36 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022) geändert 
worden ist, außer Kraft. 

-2-Drucksache 780/13



   

Der Bundesrat hat zugestimmt. 
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Anlage 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilfe-
rechts vom 31. August 2013 (BGBl. I S. 3533) am 1. Januar 2014 ist die Prozesskosten-
hilfevordruckverordnung vom 17. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3001), die zuletzt durch Arti-
kel 36 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022) geändert worden ist, an 
die neuen Vorschriften anzupassen. Weiterhin sollen Erfahrungen und Anregungen aus 
der gerichtlichen Praxis aufgegriffen sowie redaktionelle Änderungen vorgenommen wer-
den. Da sich die bisherige Prozesskostenhilfevordruckverordnung als Grundlage für die 
Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei Prozesskostenhilfe 
bewährt hat, ist vorgesehen, dass die neue Verordnung deren Regelungsgerüst aufgreift 
und dieses punktuell modifiziert. Das in der Anlage bestimmte Formular und das Hinweis-
blatt zu dem Formular sollen in der Grundkonzeption beibehalten, jedoch neben inhaltli-
chen Anpassungen verständlicher strukturiert und optisch zeitgemäß sowie übersichtli-
cher gestaltet werden. Wegen der Vielzahl an Einzeländerungen sowohl im Verordnungs-
text als auch in der Anlage soll die Verordnung insgesamt abgelöst werden. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Im Einklang mit der Formulierung des § 117 Absatz 3 der Zivilprozessordnung (ZPO) wird 
zunächst der Begriff „Vordruck“ durchgehend durch den zeitgemäßeren Begriff „Formular“ 
ersetzt, was bereits Auswirkungen auf den Titel der Verordnung hat. Das in der Anlage 
bestimmte Formular soll weiterhin nicht nur gemäß § 117 Absatz 2 ZPO für das Bewilli-
gungsverfahren, sondern gemäß dem neuen § 120a Absatz 1 Satz 3 ZPO auch für das 
Überprüfungsverfahren eingeführt werden. Zudem wird die Verordnung dahingehend fle-
xibilisiert, dass der Bund und die Länder jeweils für ihren Zuständigkeitsbereich Anpas-
sungen oder Änderungen des Formulars zulassen dürfen, die es, ohne den Inhalt zu ver-
ändern oder dessen Verständnis zu erschweren, ermöglichen, das Formular in elektroni-
scher Form auszufüllen und zu übermitteln. 

Formular und Hinweisblatt werden gemäß der Anforderung des neuen § 120a Absatz 2 
ZPO um die Belehrung darüber, dass eine wesentliche Verbesserung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse oder ein Wechsel der Anschrift neuerdings unaufgefordert und unverzüglich 
mitzuteilen ist, ergänzt. Zudem wird auf die Folgen eines Verstoßes hingewiesen. Da 
Formular und Hinweisblatt wie bisher auch in familienrechtlichen Verfahren genutzt wer-
den sollen, sind die hier zutreffenden Begriffe „Verfahrenskostenhilfe“, „Verfahren“ und 
„Antragsteller/Antragstellerin“ bzw. „Antragsgegner/Antragsgegnerin“ durchgehend zu 
integrieren bzw. allgemeinere Oberbegriffe zu verwenden. 

Um nach Mitteilung der gerichtlichen Praxis in der Vergangenheit vermehrt aufgetretene 
Missverständnisse künftig zu vermeiden, wird in dem auszufüllenden Formular die Frage 
nach einer Rechtsschutzversicherung bzw. der Mitgliedschaft in einem Mieterverein oder 
Gewerkschaft ergänzt. Aus demselben Grund wird die in der Praxis besonders bedeut-
same Frage nach Bank-, Giro- oder Sparkonten klarer positioniert und mit einem Hinweis 
darauf, dass Konten auch bei fehlendem Guthaben anzugeben sind, versehen. Neu auf-
genommen wird die Frage nach Personen, die gegenüber dem Antragsteller gesetzlich 
zur Leistung von Unterhalt verpflichtet sind, um das Gericht in die Lage zu versetzen, ei-
nen eventuellen Anspruch auf Prozess- oder Verfahrenskostenvorschuss prüfen zu kön-
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nen. Der Hinweistext vor Abschnitt E wird an die bestehende Rechtslage angepasst. Da-
neben soll das Formular optisch klarer und zeitgemäßer gestaltet werden. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Regelungskompetenz 

Die Regelungskompetenz des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales ergibt sich aus Artikel 80 Absatz 1 und 2 des Grundgesetzes, 
§ 117 Absatz 3 ZPO sowie § 11a Absatz 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Die Verordnung ist mit dem Recht der Europäischen Union und den völkerrechtlichen Ver-
trägen, die die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar. 

VI. Regelungsfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Aufgrund der leichter verständlichen Strukturierung des in der Anlage bestimmten Formu-
lars werden gerichtliche Nachfragen und dementsprechend Ergänzungen durch die An-
tragsteller in der Zukunft vielfach vermieden, was zu einer Senkung des Verwaltungsauf-
wands führt. Eine Rechtsvereinfachung erfolgt nicht. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Verordnung berührt Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie nicht. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für Bund und Länder fallen allenfalls geringfügige Mehrausgaben für die einmalige Ent-
sorgung alter Formularbestände sowie die erstmalige Herstellung des neuen Formularbe-
standes an. 

4. Erfüllungsaufwand 

Für die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft und die Verwaltung entsteht ein geringfü-
giger, nicht bezifferbarer Erfüllungsaufwand im Hinblick auf die einmalig erforderliche Ein-
arbeitung in das angepasste Formular sowie die leichte Erweiterung der Fragen zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen. Auf der anderen Seite werden gerade hierdurch Nachfra-
gen des Gerichts und dementsprechend Ergänzungen durch die Antragsteller vermieden, 
was wiederum zu einer Reduzierung von Aufwänden führt. 

5. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf die Wirtschaft, auf Einzelpreise und das Preisniveau sind nicht zu er-
warten. 
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6. Weitere Regelungsfolgen 

Weitere Regelungsfolgen, insbesondere Auswirkungen gleichstellungspolitischer Bedeu-
tung, sind nicht ersichtlich. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Formular) 

Im Einklang mit der Formulierung des § 117 Absatz 3 ZPO wird zunächst der Begriff „Vor-
druck“ durchgehend durch den zeitgemäßeren Begriff „Formular“ ersetzt. Das in der Anla-
ge bestimmte Formular ist nach Absatz 1 nicht nur gemäß § 117 Absatz 2 ZPO für das 
Bewilligungsverfahren, sondern gemäß § 120a Absatz 1 Satz 3 ZPO auch für das Über-
prüfungsverfahren zu verwenden, was der bereits bestehenden gerichtlichen Praxis ent-
spricht. Die Regelung ist sachgerecht, da der Betroffene im Rahmen der Überprüfung der 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse dieselben Angaben mitzuteilen hat wie im 
Antrag auf Bewilligung der Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe. 

Absatz 2 entspricht der bisherigen Regelung der Prozesskostenhilfevordruckverordnung. 
Insbesondere ist das Formular nur für natürliche Personen und nicht für Parteien kraft 
Amtes, juristische Personen oder parteifähige Vereinigungen bestimmt, da sich deren 
finanzielle Verhältnisse in der Regel komplexer darstellen und daher nicht mit wenigen, 
vorformulierten Fragen erfassen lassen. 

Der bisherige Absatz 3 wird gestrichen und sein Regelungsinhalt in den neuen § 2 inte-
griert. 

Zu § 2 (Vereinfachte Erklärung) 

In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Kindschaftssache nach § 640 Abs. 2 der Zivilpro-
zessordnung“ nach dessen Wegfall durch die aktuelle Terminologie „Abstammungssache 
nach § 169 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ ersetzt. Weiterhin wird durch die zusätzliche Nen-
nung des § 120a Absatz 1 Satz 3 ZPO klargestellt, dass die Formerleichterung nicht nur 
im Bewilligungs-, sondern auch im Überprüfungsverfahren gilt. Im Übrigen bleiben die 
Regelungen des § 2 inhaltlich unverändert. Die weiteren Anpassungen dienen ausschließ-
lich der Übersichtlichkeit und Verständlichkeit. 

Zu § 3 (Zulässige Abweichungen) 

Absatz 1 bleibt bei geringfügigen sprachlichen Anpassungen inhaltlich unverändert. 

Neu eingefügt wird Absatz 2. Satz 1 erlaubt die freie Gestaltung eines elektronischen Er-
klärungsformulars unter der Bedingung, dass Inhalt und Verständlichkeit des Papierformu-
lars erhalten bleiben. Aufbau und Layout des elektronischen Formulars können entspre-
chend den Möglichkeiten der elektronischen Datenerfassung abweichend vom Papierfor-
mular konzipiert werden, ohne dass die Verordnung selbst geändert werden muss. Durch 
die Anpassungen und Änderungen im elektronischen Formular kann dieses leichter am 
Bildschirm ausgefüllt werden. Es können bei Bedarf Textfelder erweitert oder Zeilen hin-
zugefügt werden. Schließlich soll das elektronische Formular ermöglichen, dass die abge-
fragten Daten dem Gericht als strukturierter Datensatz in weiterverarbeitungsfähiger Form 
zur Verfügung gestellt werden.  

Für die Zulassung von Anpassungen und Änderungen im elektronischen PKH-Formular 
sind der Bund und die Länder jeweils für ihren Bereich zuständig, da sie für die Kompatibi-
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lität des elektronischen Formulars mit den IT-Strukturen bei ihren jeweiligen Gerichten 
verantwortlich sind. Die Zulassung stellt sicher, dass nur elektronische Formulare ver-
wendet werden, die von den Gerichten auch weiterverarbeitet werden können. Dadurch 
wird vermieden, dass elektronisch eingereichte PKH-Anträge von den Gerichten zurück-
gewiesen werden müssen, weil sie für die Bearbeitung durch das Gericht nicht geeignet 
sind. Die Regelung verzichtet auf Vorgaben bezüglich der Form der Zulassung (bei-
spielsweise durch Einzel-Verwaltungsakt oder Allgemeinverfügung). Die Länder können 
aber die Zulassung elektronischer PKH-Formulare gemäß Satz 2 durch Verwaltungsab-
kommen gegebenenfalls unter Beteiligung des Bundes auf eine zentrale Stelle übertra-
gen. Hierzu könnten etwa die Strukturen einer zentralen Online-Formularpflegestelle ge-
nutzt werden. 

Absatz 3 entspricht inhaltlich dem bisherigen Absatz 2. 

Zu § 4 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten) 

Satz 1 regelt das Inkrafttreten der Verordnung. Satz 2 bestimmt, dass die (bisherige) Pro-
zesskostenhilfevordruckverordnung mit dem Inkrafttreten der (neuen) Prozesskostenhilfe-
formularverordnung außer Kraft tritt. 

Zur Anlage 

Allgemein 

Das Formular und das Hinweisblatt sollen wie bisher auch in familienrechtlichen Verfah-
ren genutzt werden, so dass die hier zutreffenden Begriffe „Verfahrenskostenhilfe“, „Ver-
fahren“ und „Antragsteller“ bzw. „Antragsgegner“ durchgehend integriert bzw. allgemeine-
re Oberbegriffe verwendet werden. Neben Ehegatten werden nunmehr aus Gründen der 
Gleichstellung auch Ehegattinnen, eingetragene Lebenspartner und eingetragene Leben-
spartnerinnen genannt. Gemäß dem neuen § 120a Absatz 2 ZPO werden Formular und 
Hinweisblatt um die Belehrung darüber, dass eine wesentliche Verbesserung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse oder ein Wechsel der Anschrift nun unaufgefordert und unver-
züglich mitzuteilen ist, optisch hervorgehoben ergänzt. Auf die Folgen eines Verstoßes 
wird hingewiesen. Außerdem wird der Begriff „Vordruck“ – wie bereits ausgeführt – durch-
gehend durch den Begriff „Formular“ ersetzt. 

Formular 

Da das Formular nicht nur im Bewilligungsverfahren, sondern auch im Überprüfungsver-
fahren zu verwenden ist, werden die bisherigen Formulierungen „Anlage zum Antrag auf 
Bewilligung der Prozesskostenhilfe“ in der Überschrift und „Prozesskostenhilfe wird bean-
tragt von“ in Abschnitt A gestrichen bzw. ersetzt. 

In Abschnitt B wird zukünftig nicht nur danach gefragt, ob eine Rechtsschutzversicherung 
oder andere Stelle/Person die Kosten der Prozessführung (tatsächlich) trägt, sondern 
auch, ob eine Rechtsschutzversicherung oder Mitgliedschaft in einem Verein/einer Orga-
nisation besteht, der/die unter bestimmten Voraussetzungen die Kosten der beabsichtig-
ten Prozessführung tragen oder einen Prozessbevollmächtigten stellen könnte. Nach Mit-
teilungen aus der gerichtlichen Praxis ist es vermehrt vorgekommen, dass die Frage nur 
deswegen verneint wurde, weil trotz bestehender Versicherung oder Mitgliedschaft noch 
keine Deckungszusage erteilt bzw. kein Rechtsschutzantrag gestellt war. Entsprechende 
Missverständnisse können durch die neue Formulierung vermieden werden. 

In Abschnitt C wird die Frage nach Angehörigen, die gegenüber dem Antragsteller gesetz-
lich zur Leistung von Unterhalt verpflichtet sind (auch wenn tatsächlich keine Leistungen 
erfolgen), neu eingefügt, um das Gericht in die Lage zu versetzen, einen eventuellen An-
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spruch auf Prozess- oder Verfahrenskostenvorschuss zu prüfen. Die Frage nach dem 
tatsächlichen Bezug von Unterhalt wird in den Abschnitt E integriert. 

In dem Hinweistext vor Abschnitt E werden die Worte „oder Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch“ gestrichen, wodurch eine 
Harmonisierung des Formulars mit § 2 Absatz 2 der Verordnung erfolgt. Es ist inhaltlich 
nicht sachgerecht, Bezieher von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) von der Beantwortung insbesondere der 
Fragen des Abschnittes G zu befreien. Gemäß § 115 Absatz 3 Satz 2 ZPO wird das 
Schonvermögen der Partei im Rahmen der Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe durch 
§ 90 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) bestimmt, da es sich bei der Pro-
zess- bzw. Verfahrenskostenhilfe um eine besondere Form der Sozialhilfe im Bereich der 
Rechtspflege handelt. § 12 Absatz 2 SGB II definiert das Schonvermögen für seinen An-
wendungsbereich hingegen deutlich großzügiger, so dass trotz des Bezugs beispielswei-
se von Arbeitslosengeld II im Rahmen der Prozesskostenhilfe einzusetzendes Vermögen 
vorhanden sein kann. Die Beantwortung der entsprechenden Fragen ist mithin erforder-
lich. 

In Abschnitt E werden die Einkunftsarten weiter aufgeschlüsselt, um die Verständlichkeit 
zu verbessern und Missverständnisse zu vermeiden. 

In Abschnitt F wird die Frage nach arbeitsbedingten Fahrtkosten aufgrund ihrer prakti-
schen Relevanz separat aufgeführt. 

Abschnitt G wird nicht wie bisher nur mit der Frage „Ist Vermögen vorhanden?“ über-
schrieben, sondern differenzierter mit „Bankkonten/ Grundeigentum/ Kraftfahrzeuge/ Bar-
geld/Vermögenswerte“. Die in der Praxis besonders relevante Frage nach Bank-, Giro- 
oder Sparkonten wird vorangestellt und um den Hinweis ergänzt, dass Angaben auch bei 
fehlendem Guthaben erforderlich sind. Hierdurch werden Mitteilungen aus den Ländern 
berücksichtigt, dass bei Antragstellern, die keine anwaltliche Hilfe in Anspruch nehmen, 
häufig das Missverständnis aufgetreten sei, dass ausschließlich nach Vermögen auf den 
Konten und nicht bloß nach der Inhaberschaft gefragt werde, was wiederum Nachfragen 
und entsprechenden Zusatzaufwand verursache. Im Übrigen wurde die Untergliederung 
der Vermögenspositionen in die einzelnen Fragen leicht aufgefächert und angepasst, um 
die Verständlichkeit zu verbessern. 

In Abschnitt H entfällt die Frage nach der Art der Heizung, da diese Angabe zur Entschei-
dung über die Bewilligung von Prozess- oder Verfahrenshilfe nicht benötigt wird. Aufgrund 
von Hinweisen aus der gerichtlichen Praxis werden andererseits Fragen nach der Zahl 
der Zimmer und der Gesamtzahl der Personen, die den Wohnraum bewohnen, aufge-
nommen, um die Plausibilität der Angaben besser prüfen zu können. 

In Abschnitt J werden vor dem Hintergrund des neuen § 115 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 
ZPO erstmals die Mehrbedarfe gemäß § 21 SGB II und § 30 SGB XII genannt. 

Die übrigen Änderungen sind sprachlicher und gestalterischer Natur, um die Verständlich-
keit und Übersichtlichkeit zu erhöhen. 

Hinweisblatt 

Das Hinweisblatt wird gemäß dem neuen § 120a Absatz 2 ZPO um die optisch hervorge-
hobene Belehrung darüber, dass eine wesentliche Verbesserung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse und eine Änderung der Anschrift während des Gerichtsverfahrens sowie vier 
Jahre über dessen Beendigung hinaus unaufgefordert und unverzüglich mitzuteilen ist, 
ergänzt. Zudem wird auf die Folgen eines Verstoßes hingewiesen. Weiterhin erfolgen vor 
dem Hintergrund der neuen Legaldefinition in § 114 Absatz 2 ZPO n. F. erstmals Erläute-
rungen zum Erfordernis fehlender Mutwilligkeit. 
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Vor den Ausfüllhinweisen wird der/die Betroffene ausführlicher als bisher darüber infor-
miert, dass das Gericht fehlende Belege anfordern und im Fall der Nichtbefolgung die 
Bewilligung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ablehnen kann. Weiterhin wird da-
rauf hingewiesen, dass das Gericht die Abgabe einer Versicherung an Eides statt verlan-
gen kann. 

Unter „Ausfüllhinweise“, Abschnitt C werden erstmals Erklärungen zu der neu aufgenom-
menen Frage nach den Personen, die dem Antragsteller gegenüber gesetzlich zur Leis-
tung von Unterhalt verpflichtet sind, aufgeführt.  

In Abschnitt E wird der Begriff „Arbeitslosenhilfe“ in Anlehnung an die aktuelle sozialrecht-
liche Terminologie gestrichen.  

Abschnitt G wird auf Anregung aus der gerichtlichen Praxis zunächst um einen Hinweis 
darauf, dass das Gericht weitere Belege – so insbesondere auch Kontoauszüge für einen 
längeren zurückliegenden Zeitraum – anfordern kann, ergänzt. Aufgrund der praktischen 
Relevanz wird die Aufzählung der geschützten Vermögenspositionen um den Punkt „An-
gemessenes Kraftfahrzeug, wenn dieses für die Berufsausbildung oder die Berufsaus-
übung benötigt wird“ ergänzt. 

In Abschnitt H werden die zu berücksichtigen Betriebskosten detaillierter dargestellt, um in 
der Praxis aufgetretene Missverständnisse künftig zu vermeiden. 

In Abschnitt J erfolgt aufgrund des neuen § 115 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 ZPO die Nen-
nung der Mehrbedarfe gemäß § 21 SGB II oder § 30 SGB XII in ausführlicher Form. 

Die übrigen Änderungen sind lediglich sprachlicher Natur. 
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKR-Gesetz:

NKR-Nr. 2712 Verordnung zur Verwendung eines Formulars für die Erklärung
über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei
Prozess- und Verfahrenskostenhilfe
(Prozesskostenhilfeformularverordnung - PHFV)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den oben genannten Entwurf geprüft.

1. Zusammenfassung

Bürgerinnen und Bürger Marginaler Erfüllungsaufwand

Wirtschaft Marginaler Erfüllungsaufwand

Verwaltung Marginaler Erfüllungsaufwand der Länder

Das Ressort hatte die Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand bereits im Rahmen der
Begründung des der Verordnung zugrunde liegenden Gesetzes ausführlich dargestellt.
Der Nationale Normenkontrollrat hat vor diesem Hintergrund keine Bedenken gegen das
Regelungsvorhaben.

2. Im Einzelnen

2.1 Regelungsinhalt

Mit dem Regelungsvorhaben werden Änderungen des Gesetzes zur Änderung des

Prozesskostenhilfe und Beratungshilferechts vom 31. August 2013 (BGBl. I S. 3533)

nachvollzogen. Dazu sollen die bisher geltenden Beratungs- und

Prozesskostenhilfevordruckverordnungen neu gefasst werden und insbesondere ein

modernes Erscheinungsbild erhalten.

2.2 Erfüllungsaufwand

Die Umstellung der Prozesskostenhilfeformulare führt zu einem marginalen

Umstellungsaufwand sowie einem marginalen dauerhaften Erfüllungsaufwand bei allen

Betroffenen (Länder, Wirtschaft sowie Bürgerinnen und Bürger). Das Ressort hatte hierauf
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bereits in der Begründung des der Verordnung zugrundeliegenden Gesetzentwurfs

hingewiesen, zu dem der NKR am 3. August 2013 Stellung genommen hatte1.

3. Bewertung durch den NKR

Vor diesem Hintergrund hat der NKR keine Bedenken gegen das Regelungsvorhaben.

Dr. Ludewig Hahlen

Vorsitzender Berichterstatter

1 Vgl. NKR-Stellungnahme Nr. 2105 zum „Gesetz zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und

Beratungshilferechts“ vom 3. August 2013
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